
SanInsFoG und StaRUG
Neuerungen und deren Auswirkungen



Sehr geehrte Leserin,  
sehr geehrter Leser, 
 
mit dem Sanierungsrechtsfortentwicklungsgesetz (SaninsFoG) bzw. 
dessen Herzstück dem Stabilisierungs- und Restrukturierungsgesetz 
(StaRUG) hat das deutsche Insolvenzrecht seit dem 01. Januar 2021 
eine umfassende Veränderung erfahren.  

Hier finden Sie einen Beitrag, der sich intensiv und praxisnah mit den 
wichtigsten Neuerungen und deren Auswirkung auf die Insolvenz- und 
Sanierungspraxis beschäftigt.  

Der Inhalt dieses Whitepapers wurde freundlicherweise von 
Prof. Dr. Georg Streit, Dr. Stefan Proske und Dr. Arnold Büssemaker 
von der Kanzlei Heuking Kühn Lüer Wojtek zur Verfügung gestellt. 

Freundliche Grüße 
 
 
 
Robin Reichelt 
Konferenzmanager Financial Services 
FORUM · Institut für Management GmbH



Zum 01.01.2021 ist das Sanierungs- und Insolvenzrechts-
fortentwicklungsgesetz (SanInsFoG, BGBl I vom
29.12.2020, S. 3256 ff.) in Kraft getreten. Das SanInsFoG
umfasst insbesondere das StaRUG (Gesetz über den
Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmen für Un-
ternehmen). Dieses bringt in Umsetzung der EU-
Restrukturierungsrichtlinie vom 20.06.2019 (ABl. L 172
vom 26.06.2019) einen gesetzlichen präventiven Restruk-
turierungsrahmen, der eine bilanzielle Sanierung von
Unternehmen unter selektiver Einbindung der Gläubiger
nach dem Mehrheitsprinzip ohne Insolvenz ermöglicht. 
Dies ist ein Novum im deutschen Recht. Daneben enthält
das SanInsFoG tiefgreifende Änderungen des deutschen
Insolvenzrechts. Insbesondere die Zugangshürden für
die Eigenverwaltung zur Bewältigung von Insolvenzen in
Eigenregie ohne Insolvenzverwalter wurden in Umset-
zung der Evaluation des 2012 in Kraft getretenen ESUG
erhöht. Wesentliche Änderungen betreffen auch die In-
solvenzgründe und Insolvenzantragspflichten, wobei für
von der COVID-19 Pandemie betroffene Unternehmen
zeitlich befristete Ausnahmen und Erleichterungen gel-
ten. 

Das Gesetzgebungsverfahren erfolgte im Eiltempo. Nach
Veröffentlichung des Referentenentwurfs des BMJV am
18.09.2020 wurde bereits am 14.10.2020 der erheblich über-
arbeitete Regierungsentwurf vorgelegt (vgl. Update Restruk-
turierung Nr. 6/2020 zum RegE sowie Update Restrukturie-
rung Nr. 3/2020 zum RefE). Nach einer Expertenanhörung im
Rechtsausschuss des Bundestages am 25.11.2020 sowie 
einer Stellungnahme des Bundesrates am 27.11.2020 wurde 
das Gesetz in zweiter und dritter Lesung am 17.12.2020 vom
Bundestag beschlossen und am 29.12.2020 im Bundesge-
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setzblatt verkündet. Die nur sehr geringe Zeit für eine Dis-
kussion des Gesetzentwurfs wurde unter Hinweis auf die 
Komplexität der Materie und die erst im Sommer 2021 ablau-
fende Frist zur Umsetzung der dem StaRUG zugrundelie-
gendem EU-Restrukturierungsrichtlinie kritisiert. Letztlich war
der Wille von Regierung und Gesetzgeber ausschlaggebend, 
SanInsFoG und StaRUG bereits zum Jahreswechsel in Kraft 
treten zu lassen, um in Zeiten der COVID19 Pandemie vor
dem Hintergrund der zum 01.01.2021 auch für Überschul-
dung wiedereinsetzenden Insolvenzantragspflicht ein außer-
insolvenzliches Sanierungsverfahren für übermäßig ver-
schuldete Unternehmen anzubieten.  

Auf vielfache Kritik hin wurde dabei das sowohl im RefE, wie
auch mit schuldnerfreundlichen Änderungen im RegE enthal-
tene Instrument zur Beendigung von Verträgen aus dem
StaRUG entfernt. Auch die Regelungen zur gesetzlichen 
Verlagerung der Pflichten von Geschäftsführern und Vor-
ständen nebst entsprechender Überwachungspflicht des
Aufsichtsrats ab Eintritt drohender Zahlungsunfähigkeit hin 

gestrichen. Im Übrigen ist das StaRUG im Wesentli-
chen in der Form in Kraft getreten, die schon im RegE und 
RefE vorgesehen war.  

Hier nun nochmals die wesentlichen Elemente des außerin-
solvenzlichen Sanierungsverfahrens nach StaRUG:  

Kernelement: Restrukturierungsplan
Selektion der Gläubiger, deren Forderungen und Rechte 
durch den Restrukturierungsplan gestaltet werden sollen, 
sowie Einteilung dieser Gläubiger in Gruppen (gruppen-
spezifische Gestaltungsmöglichkeiten umfassen Stun-
dung, Kürzung, Erlass, Umwandlung, gesellschaftsrechtli-
che Beteiligung, Änderungen von Nebenbestimmungen)
Mehrheitserfordernis: 75% Zustimmung des Forderungs-
volumens in jeder Gruppe (unabhängig von der Präsenz
im Rahmen der Abstimmung, Nichtabstim-
mung/Enthaltung bedeuten Ablehnung)
Restrukturierungsplan durchsetzbar gegen das ablehnen-
de Votum einzelner Gruppen, wenn dieser in der Mehrheit 
der Gruppen Zustimmung findet, die ablehnenden Grup-
pen nicht schlechter stellt als sie ohne den Plan stünden 

Ziel: Verfügbarkeit des StaRUG mit Wiedereinset-
zen der Antragspflicht bei Überschuldung ab dem
01.01.2021 

Möglichkeit zur Beendigung von Verträgen aus 
dem Gesetzentwurf gestrichen

Geschäftsleitungsorgans ab Eintritt drohender
Zahlungsunfähigkeit

Wesentliche Elemente des Sanierungsverfahrens 
nach dem StaRUG:

Restrukturierungsplan
Selektive Gläubigergruppen

Stundung, Kürzung, Erlass von Verbindlichkeiten

Mehrheitserfordernis: 75% der zu gestaltenden
Forderungen

Gruppenübergreifende Mehrheitsentscheidung/ 



und die ablehnenden Gruppen angemessen an dem Wert 
beteiligt, der den Planbetroffenen zufließen soll (Cross
Class Cram-Down)
Planbestätigung durch das Restrukturierungsgericht, die 
gestaltende Wirkung des Restrukturierungsplans knüpft
an die Planbestätigung an, keine aufschiebende Wirkung 
von Rechtsmitteln  
Zugangsvoraussetzung: drohende Zahlungsunfähig-
keit, kein Zugang bei eingetretener Zahlungsunfähigkeit 
und/oder Überschuldung  
Schuldnerkontrolle: Das Verfahren kann nur auf Antrag
des Schuldners, nicht hingegen auf Antrag von Gläubi-
gern eingeleitet werden, der Schuldner behält die Kontrol-
le 
Moratorium: Auf Antrag kann das Schuldnerunterunter-
nehmen eine Vollstreckungs- und Verwertungssperre
durch das Restrukturierungsgericht erwirken 
Restrukturierungsbeauftragte: In bestimmten Konstella-
tionen sind durch das Restrukturierungsgericht Restruktu-
rierungsbeauftrage zu bestellen, zudem ist dies auf An-
trag des Schuldners und von Gläubigern möglich 
Überleitung ins Insolvenzverfahren: Soweit während
des Restrukturierungsverfahrens zwingende Insolvenz-
gründe eintreten, sind diese anzuzeigen. Von Ausnahmen 
abgesehen erfolgt dann die Überleitung in ein Insolvenz-
verfahren  
Fast Track Verfahren: Möglich ist eine Abstimmung über
den Restrukturierungsplan des Schuldners ohne Einschal-
tung des Gerichts. Soweit keine 100%ige Zustimmung der
Gläubiger erfolgt, kann der Schuldner den Restrukturie-
rungsplan durch das Gericht nachträglich bestätigen las-
sen, wodurch dieser auch für Gläubiger verbindlich wird, 
die sich an der Abstimmung über den Plan nicht beteiligt 
oder gegen diesen gestimmt haben.  
Sanierungsmoderation: Insbesondere für kleine Unter-
nehmen besteht die Möglichkeit der Bestellung eines Sa-
nierungsmoderators ohne Eingriffsmöglichkeiten.  

FAZIT
Sanierungsverfahren im deutschen Recht zur Verfü-

gung, das der Initiative und Kontrolle des Schuldners über-
lassen ist, wenn auch unter gerichtlicher Aufsicht. Eine Lücke 
zwischen der ohne Konsens aller Beteiligten nicht möglichen 

dem

Planbestätigung durch das Restrukturierungsge-
richt

Drohende Zahlungsunfähigkeit als Zugangsvo-
raussetzung

Schuldnerkontrolle 

Moratorium

Restrukturierungsbeauftragte 

Überleitung ins Insolvenzverfahren bei Eintritt von
Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung

Fast Track Verfahren (nahezu) ohne Gerichtsbe-
fassung möglich

Sanierungsmoderation

Fazit: Lücke zwischen voll konsensualer außerin-
solvenzlicher Restrukturierung und Sanierung in
der Insolvenz geschlossen, hohe Hürden, sorgfäl-
tige Vorbereitung zwingend



Insolvenzverfahren andererseits wird geschlossen. Die Hür-
den sind im Hinblick auf das Erfordernis einer Zustimmung 
der Gläubiger mit einer Mehrheit von 75% des betroffenen 
Forderungsvolumens hoch. Die gute Planung und sorgfältige 
Vorbereitung sowie das Angebot wirtschaftlich fairer Lösun-
gen gegenüber den Gläubigern, orientiert an den Fortfüh-
rungswerten, und schließlich eine gute Kommunikation mit 
den Beteiligten werden für ein Gelingen von StaRUG-
Verfahren unerlässlich sein. Der Anwendungsbereich ist
zudem eingeschränkt. Da Eingriffe in Rechte von Arbeitneh-
mern und insbesondere in betriebliche Altersversorgung ge-
mäß StaRUG nicht möglich sind, bleibt für die leistungswirt-
schaftliche Sanierung mit Verkleinerung der Belegschaft und 
Senkung der Personalkosten sowie für eine Entlastung von
möglicherweise erdrückenden Pensionsverbindlichkeiten 
weiterhin regelmäßig ohne Konsens der Beteiligten nur das
Insolvenzverfahren. Entsprechendes gilt dann, wenn zur
Sanierung beispielsweise eines Unternehmens mit zahlrei-
chen zu schließenden Filialen oder langlaufenden und stark
verlustträchtigen Projekten ein Eingriff in Vertragsverhältnis-
se zur Sanierung nötig ist, da diese Möglichkeit im letzten 
Moment aus dem Gesetz gestrichen wurde. Für reine Fi-
nanzrestrukturierungen bringt das StaRUG aber sehr wohl
einen ganz erheblichen Fortschritt, sodass es in der Praxis
insbesondere zur Restrukturierung von Schuldscheinen und 
multiplen Kreditverbindlichkeiten ohne Konsortialverhältnis
genutzt werden dürfte.  

Im Bereich des Insolvenzrechts sind seit dem 01.01.2020
insbesondere folgende teils temporäre gesetzliche Regelun-
gen zu beachten:  

Zahlungsunfähigkeit: die Zahlungsunfähigkeit gem. § 17 
InsO bleibt bei GmbH, AG, GmbH & Co. KG, etc. (haf-
tungsbeschränkte Rechtsformen) ein zwingender Insol-
venzantragsgrund. Aufgrund Aussetzung durch das CO-
VInsAG vom 27.03.2020 war bei auf der COVID-19 Pan-
demie beruhender Insolvenzreife bis einschließlich 
30.09.2020 die Insolvenzantragspflicht wegen Zahlungs-
unfähigkeit ausgesetzt. Bereits seit dem 01.10.2020 gilt
die Antragspflicht hingegen wieder. 
Überschuldung: Der für haftungsbeschränkte Rechts-
formen zwingende Insolvenzgrund der Überschuldung löst 
seit dem 01.01.2021 wieder die straf- und haftungsbe-

Eingeschränkter Anwendungsbereich, keine Rest-
rukturierung im Personalbereich und bzgl. Pensi-
onsverbindlichkeiten

mittels StaRUG nicht sanierbar

Hauptanwendungsbereich: Finanzrestrukturierung

Änderungen der InsO

Zahlungsunfähigkeit ist zwingender Antragsgrund

Überschuldung ist zwingender Antragsgrund



wehrte Antragspflicht aus. Die im Herbst bis zum
31.12.2020 verlängerte Aussetzung der Antragspflicht bei
auf der COVID-19 Pandemie beruhender Insolvenzreife
durch das COVInsAG ist seit dem 01.01.2021 beendet. 
Erneute bedingte temporäre Aussetzung der Antrags-
pflichten: Sowohl für Zahlungsunfähigkeit als auch für
Überschuldung gibt es eine Ausnahme von der Antrags-
pflicht in der Zeit vom 01.01.2021 bis 31.01.2021 für Un-
ternehmen die in den letzten beiden Monaten des Jahres

im Zusammenhang mit dem

und Dezember 2020) beantragt haben bzw. 
derartige Unterstützungen hätten beantragen können, wä-
ren sie nicht aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen 
hieran gehindert gewesen. Diese Aussetzung gilt aller-
dings nicht, wenn offensichtlich keine Aussicht auf Erlan-
gung der Hilfeleistung besteht oder die erlangbare Hilfe-
leistung für die Beseitigung der Insolvenzreife unzu-
reichend ist 
Die Zugangsvoraussetzungen zur Eigenverwaltung
sind seit dem 01.01.2021 erheblich erschwert: Unter-
nehmen müssen zur Erlangung der Eigenverwaltung gem. 
§§ 270 ff. InsO eine Planung des Verfahrens für 6 Monate 
sowie Informationen zum Stand der Verhandlungen mit 
den Gläubigern und insbesondere auch einen Vergleich
der Kosten der Eigenverwaltung zu den Kosten eines Re-
gelverfahrens und ein Restrukturierungskonzept vorlegen. 
Soweit Zahlungsunfähigkeit und/oder Überschuldung
allerdings auf die COVID-19 Pandemie zurückzuführen
sind, ist hinsichtlich des Zugangs der Eigenverwaltung im
Jahr 2021 noch das alte Recht mit seinen geringeren Zu-
gangshürden anzuwenden. Schutzschirmverfahren sind in 
diesen Fällen in Erleichterung der Voraussetzungen des
bisherigen Rechts sogar bei Zahlungsunfähigkeit möglich. 

FAZIT: Das Sanierungs- und Insolvenzrecht ist in Bezug auf
die außerinsolvenzliche Sanierung erweitert und insgesamt 
komplizierter geworden. Während des Jahres 2021 gelten in 

COVID-19 Pandemie unterschiedliche Regelungen in 
Bezug auf Eigenverwaltung und Schutzschirmverfahren. Die 
Dokumentation wichtiger Entscheidungen sowie die ständige, 

Erhöhte Zugangshürden für Eigenverwaltungen

Temporäre Geltung des alten Rechts ohne erhöhte 
Zugangshürden bei pandemiebedingter Insolvenz

Fazit: Die Sanierungsmöglichkeiten sind erweitert;
es ist komplizierter geworden



24 Monate vorausschauende Planung der Liquiditätssituation 
und die genaue Beobachtung der wirtschaftlichen und vor
allem finanziellen Situation des Unternehmens ist mehr denn 
je für alle Organpersonen und Manager unerlässlich. Bereits
bei ersten Anzeichen einer krisenhaften Entwicklung sollten 
unbedingt sanierungserfahrene Berater hinzugezogen wer-
den. Bei einer in den nächsten 24 Monaten eintretenden 
drohenden Zahlungsunfähigkeit ist unverzüglich die Option 
einer außerinsolvenzlichen Sanierung unter Nutzung des
StaRUG zu prüfen. Hierfür kann bei sorgfältiger, weit voraus-
schauender Liquiditätsplanung und entsprechend früher
Feststellung einer drohenden und mit deutlichem zeitlichen 
Abstand hinsichtlich ihres akuten Eintritts erwarteten Zah-
lungsunfähigkeit ein erhebliches Zeitfenster bestehen. Das
Risiko, dass eine drohende Zahlungsunfähigkeit entdeckt 
wird und bereits dies zum Wegfall der Fortführungsprognose 
und zur direkten Antragspflicht wegen Überschuldung führt, 
ist aufgrund der verkürzten Prognosedauer von nunmehr nur
noch 12 Monaten deutlich gemindert. Im Jahr 2021 hilft zu-
dem die temporäre gesetzliche Verkürzung der Prognose-
dauer auf nur 4 Monate in auf die COVID-19 Pandemie zu-
rückzuführenden Überschuldungsfällen. Schließlich dürfte die 
Möglichkeit einer erfolgreichen Sanierung ohne Insolvenz
unter Nutzung der Möglichkeiten des StaRUG bei der Frage 
nach der insolvenzrechtlichen Fortführungsprogose zu be-
rücksichtigen sein, soweit diese Möglichkeiten erkannt wer-
den, genutzt werden sollen und entsprechende Erfolgsaus-
sichten bestehen, was unbedingt dokumentiert werden sollte. 

Dokumentation und vorausschauende Planung der
Liquiditätssituation unerlässlich

Prüfung der Sanierungs-Optionen des StaRUG bei 
drohender Zahlungsunfähigkeit

Zeitfenster von bis zu 12 Monaten für Nutzung der
Sanierungs-Optionen des StaRUG

Weiteres Zeitfenster aufgrund verkürzter Progno-
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Passende Weiterbildungen finden Sie hier: 

Insolvenz- und Sanierungspaxis 
Bei unseren Seminaren erhalten Sie nützliches Fachwissen zu den wichtigsten  
Themen rund um Krise und Insolvenz sowie viele praktische Hilfestellungen zur  
aktiven Verfolgung von Gläubigerinteressen sowie für die Insolvenz- und Sanierungs-
praxis.  
Jetzt informieren.

e-Learning – Klicken und Lernen 
Das FORUM Institut bietet mit hochwertigen e-Learning-Programmen eine flexible 
Weiterbildungsform. Entscheiden Sie selbst, wann und wo Sie lernen.  
Jetzt testen. 
 
Inhouse-Seminare – Maßgeschneiderte Lösungen 
Alle unsere Seminare eignen sich auch hervorragend als Inhouse-Training.  
Jetzt individuelles Angebot anfordern.

https://www.forum-institut.de/area/3820-kredit-und-warenglaeubiger/117/N/0/0/0
https://www.forum-institut.de/ms/1558/1/0/0/0/0
https://www.forum-institut.de/ms/227/41/0/0/0/0
https://www.forum-institut.de/ms/697/117/0/0/0/0

